
CFM: LINKE steht zur Tarifanpassung
Finanzsenator sorgt mit Vorstoß zu Charité-Tochter für Aufregung in der Koalition

Die Verbesserung der Bedingungen
bei der CFM sind ein wichtiges Pro-
jekt von Rot-Rot-Grün. Im Koaliti-
onsvertrag wird auch eine Tarifan-
passung in Aussicht gestellt. Davon
rückte der Finanzsenator jetzt ab.

Von Martin Kröger

Die Löhne bei der Charité Facility Ma-
nagement (CFM) werden nicht auf
die Höhe des Tarifvertrags für den
Öffentlichen Dienst (TVÖD) angeho-
ben. Das berichtet die »Berliner Mor-
genpost« unter Berufung auf Finanz-
senator Matthias Kollatz-Ahnen
(SPD). Das Blatt zitiert den Senator:
»Das können wir uns nicht leisten.«
Fast 30 Millionen Euro würde eine
Tarifanpassung für die Beschäftigten
der teilprivatisierten CFM im Jahr
kosten, hat die Charité errechnet.
Im Koalitionsvertrag klang das

noch anders: Die Koalition »setzt sich
zudem dafür ein, dass auch für Lan-
desunternehmen und ihre Tochter-
unternehmen, die bisher noch nicht
tarifgebunden sind, zügig mit dem
Ziel der Beschäftigungssicherung und
der Angleichung an den TVÖD Ta-
rifverträge abgeschlossen werden«.
Nun klingt es so, als sei das nicht

mehr vorgesehen. Maik Sosnowsky,
einer der rund 2800 Beschäftigten der
CFM-Tochter, sagt: »Wir sind uns im
Klaren darüber, dass der TVÖD nicht
von heute auf morgen kommt.« Für
die Beschäftigten sei es aber wichtig,
eine Perspektive zu haben, dass die
Lohnunterschiede von bis zu 40 Pro-
zent verringert werden. »Das Prob-
lem ist, dassman sich in der SPD nicht
einig ist«, sagt Sosnowsky mit Blick
auf die unterschiedlichen Aussagen
von Finanzsenator Kollatz-Ahnen und

dem Regierenden Bürgermeister Mi-
chael Müller (SPD), der eine Orien-
tierung am TVÖD in Aussicht gestellt
hatte.
Auch innerhalb der Koalition wer-

ten einige die Debatte als Ausdruck
der Querelen bei den Sozialdemo-
kraten. »Es ist ein SPD-interner Kon-
flikt«, sagt der wissenschaftspoliti-
sche Sprecher der Linksfraktion, To-
bias Schulze, dem »nd«. Es sei darü-
ber hinaus unverständlich,warumder
Finanzsenator in die laufenden Ta-
rifverhandlungen dieses Signal sen-
de. Schließlich habe der Aufsichtsrat

der Universitätsklinik gerade erst ei-
ne Tariferhöhung auf elf Euro für die
ganz besonders prekär Beschäftigten
bei der CFM beschlossen.
Auch die Haushaltsexpertin der

Grünenfraktion, Anja Schillhaneck,
erklärte: »Wir stehen zum Koaliti-
onsvertrag und dem Ziel, die Bezah-
lung der Angestellten der Charité-
Dienstleistungstochter CFM in Zu-
kunft schrittweise an den Tarifver-
trag für den öffentlichen Dienst
(TVÖD) anzugleichen.« Alles andere
sei aus grüner Sicht unfair, unsozial
und lasse sich nicht vermitteln.
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Flaschensammler haben keine Lobby
Wer sich mit Pfand etwas dazuverdienen möchte, kämpft meist für sich allein und kennt keine Anerkennung
Die Initiative für Pfandflaschenkis-
ten in Charlottenburg ist geschei-
tert und unter den Flaschensamm-
lern steigt der Konkurrenzdruck. So
wird es immer schwieriger, mit
Pfandflaschen etwas zu verdienen.

Von Katharina Schwirkus

»Ich lebe in der Nähe der Hermann-
straße und komme im Sommer je-
den Abend auf das Tempelhofer
Feld, um Flaschen zu sammeln«,
sagt Telo. Seinen ganzen Namen
möchte er nicht in einer
Zeitung lesen. Er werde
sowieso nur
noch Telo
genannt,
erzählt er
und zeigt
auf sein
Namens-Tattoo auf
dem Unterarm. »Ich
sammle sehr gerne Fla-
schen, schreib das in den
Artikel«, sagt er auf Italienisch,
Deutsch spricht er kaum. Er kommt
aus Rumänien, lebt aber schon lange
in Berlin und ist obdachlos. »Wenn
es gut läuft, verdiene ich auch mal
zehn Euro an einem Abend, aber in
der Regel sind es nichtmehr als fünf«,
sagt er.
Mara Fischer, Vorstandsvorsitzen-

de von mob e.V., hat jeden Tag mit
Menschen wie Telo zu tun. »Unions-
bürger, die nicht leistungsberechtigt
sind, verdienen sich mit dem Fla-
schensammeln ihr Geld«, sagt sie. Der
Verein mob e.V. setzt sich für Ob-
dachlose in der Hauptstadt ein und
ist Herausgeber der Zeitung »Stras-
senfeger«. Aktuell lädt der Verein
Menschen auf seiner Homepage da-
zu ein, vor den Bundestagswahlen ei-
ne Nacht auf der Straße zu verbrin-
gen und Obdachlose kennenzuler-
nen. »Bisher haben sich schon 200
Menschen angemeldet, am 15. Sep-
tember vor unserer Notunterkunft zu
übernachten. Auch bei unseren Kli-

enten wird das Projekt begrüßt«, sagt
Fischer. Viele Menschen hätten ein
falsches Bild von Obdachlosen, mit
der Kampagne »Sleep out Berlin«
wolle man Aufklärung betreiben und
auch auf die Situation der Helferor-
ganisationen aufmerksam machen.
Oftmals finanzieren sich diese nur aus
Spenden und erhalten keinerlei
staatliche Leistungen.
»Ich habe vor zwei Jahren aufge-

hört, auf der Straße Flaschen zu sam-
meln, weil ich viel angepöbelt wur-
de«, sagt eine Rentnerin aus Berlin,
die auf der Internetseite www.pfand-

geben.de angemeldet ist und eben-
falls anonym bleiben möchte. Das
Portal ist seit 2011 online und bietet
Menschen in ganz Deutschland die
Möglichkeit, sich mit einer Handy-
nummer anzumelden. Sie können
dann von sogenannten Pfandgebern
angerufen werden, die ihre Flaschen
gerne an sie abgeben möchten.
»Ich hole die Flaschen zusammen

mit einer Freundin ab, weil man ja
auch nie weiß, wer einen da anruft
und was einen erwartet«, erzählt die
Rentnerin. Ihre Freundin sei 64 Jah-
re alt und beziehe Grundsicherung,

sie selbst habe im öffentlichen Dienst
gearbeitet und ihre Rente sei daher
»ein bisschen besser«.
Es klingt etwas skurril, aber of-

fenbar ist die Internetseite erfolgrei-
cher als die Pfandflaschenkisten-Ini-
tiative, die der Bezirk Charlotten-
burg-Wilmersdorf vor gut zwei Jah-
ren ins Leben gerufen hatte. Auf ei-
nen Vorschlag der Grünen hin hatte
der Bezirk in einem Pilotprojekt ge-
meinsam mit der Berliner Stadtrei-
nigung (BSR) und dem Jobcenter
Körbe für Pfandflaschen aufgestellt.
Am Hardenbergplatz und am Rat-

haus Spandau standen die Behälter,
die Menschen dazu aufriefen, ihr
Pfandgut für Sammlerinnen und
Sammler abzustellen. »Es war
schwierig, ein allgemein verständli-
ches Logo zu finden«, sagt Bezirks-
stadtrat Carsten Engelmann (CDU).
Daher habe sich in den Behältern oft-
mals Müll angesammelt. Er selbst
halte die Initiative aber weiter für
sinnvoll: »Allein schon, damit die
Menschen nicht mehr in die Müllei-

mer reinkrabbeln müssen.« Am
Ende sei die Initiative aus fi-
nanziellen Gründen ge-
scheitert. »Die Frage, wer
kümmert sich um die Ent-
fernung bei einer Zweck-
entfremdung der Behälter,
konnte nicht abschließend
geklärt werden, und deswe-
gen liegt das Projekt jetzt erst
mal auf Eis«, sagt Engelmann.
Die BSR wollte die Kosten für die
Pflege der Behälter nicht alleine
übernehmen. »Ich selbst hatte mich
für eine Ausweitung des Projekts
eingesetzt«, sagt Engelmann. Die
Wiederaufnahme der Initiative sei
aber unklar. Es müsse erst der Haus-
haltsplan für 2018/2019 vom Senat
beschlossen werden. »Klar ist aber
auch, wenn das Projekt vom Bezirk fi-
nanziert werden soll, müssen wir an
anderer Stelle sparen.«
»So oft klingeltmeinHandy nicht«,

sagt die Rentnerin von der Internet-
seite Pfandgeben.de. »Aber die Men-
schen, die anrufen, freuen sich, et-
was geben zu können.« Auf die Spen-
den solcher Menschen setzt auch
Mara Fischer. Doch mit der »Sleep
out Berlin«-Kampagne sollen auch
politische Forderungen laut werden.
»Niedrigschwellige Träger wie wir
müssen mehr Unterstützung vom
Staat bekommen«, sagt Fischer. An
den zentralen Eingängen zum Tem-
pelhofer Feld stehen mittlerweile
ebenfalls selbst gebastelte Pfandkäs-
ten, deren Pflege bisher selbstver-
waltet funktioniert.

Foto: imago/blickwinkel

Rauch und Reizgas gegen Kurden
Neun Verletzte bei Solidaritätsveranstaltung in Spandau / Hintergründe unklar

Ende September stimmen Kurden
im Nordirak über ihre Unabhän-
gigkeit ab. Nach den Verletzten in
Spandau befürchtet die kurdische
Community hierzulande nun, dass
Konflikte angeheizt werden.

Von Ellen Wesemüller

Bei einer Veranstaltung zum Unab-
hängigkeitsreferendum der autono-
men Region Kurdistan sind am
Sonntagabend in Spandau neun
Personen leicht verletzt worden.
Zeugen berichteten, dass es in dem
Festsaal kurz vor 22 Uhr einen lau-
ten Knall gegeben habe. Kurz da-
rauf habe sich Rauch auf der Tanz-
fläche ausgebreitet. Unmittelbar da-
nach sollen Unbekannte Reizgas
versprüht haben, woraufhin die
Gäste aus dem Saal liefen. Es soll
auch zu einer Rangelei gekommen
sein, so ein Polizeisprecher.
Neun Teilnehmer erlitten durch

das versprühte Reizgas so starke Au-
gen- und Atemwegsreizungen, dass
sie im Krankenhaus ambulant be-
handelt werdenmussten. »Unter den
Verletzten waren viele Syrer«, sagte
der Polizeisprecher.
In einigen Medien war von einer

»Rauchbombe« die Rede. »So etwas
gibt es gar nicht«, so der Polizei-
sprecher. Die Hintergründe der Tat
sowie der Ablauf seien noch unklar
und werden vom Polizeilichen
Staatsschutz beim Landeskriminal-
amt untersucht. Es gebe zwar keine
widersprüchlichen Aussagen, den-
noch unterschieden sich die Anga-
ben stark.
Rund400Menschenhatten ander

Veranstaltung teilgenommen, um
ihre Solidarität für das Referendum

zu bekunden. Die Kurden im Nord-
irak wollen am 25. September über
eine Unabhängigkeit von der Zen-
tralregierung in Bagdad abstimmen.
Die Polizei hatte die Veranstal-

tung nicht geschützt, weil sie gar
nicht angemeldet war – dies ist auch
nicht nötig, wenn es sich um private
Räume handelt. Allerdings hatte der
Veranstalter auch kein eigenes Si-
cherheitspersonal vor Ort. Ob dieses
den Vorfall verhindert hätte, ist je-
doch zu bezweifeln.

Mehtap Erol ist Ko-Vorsitzende
der türkisch-kurdischen Partei
HDK/HDP in Berlin. »Wir haben nun
ein bisschen ein Problem«, sagt sie
am Tag nach dem Vorfall. Die Ver-
anstaltung hätten Anhänger von
Masud Barzanî ausgerichtet, des De-
facto-Präsidenten der Autonomen
Republik, sowie dessen Demokrati-
scher Partei Kurdistans. Von der sind
aber nicht alle Kurden überzeugt:
»Wir sind nicht gegen das Referen-
dum. Aber wir brauchen kein Bar-
zanî-Land, weil der mit Erdoğan un-
ter einer Decke steckt«, sagt Erol.
In sozialen Netzwerken, so er-

zählt sie, tauchten nun Beschuldi-
gungen auf, die Jugendliche der
NAV-DEM hätten die Veranstaltung
angegriffen. NAV-DEM ist eine Ko-
ordinierungsstelle verschiedener

kurdischer Vereine in Deutschland,
die der PKK nahesteht. »Wir haben
das recherchiert: Das ist nicht so«,
sagt Erol. Sie habe im Gegenteil die
Jugendlichen aufgerufen, Ruhe zu
bewahren, auch in sozialen Netz-
werken. »Da muss man jetzt sehr
vorsichtig sein, die nicht gegenei-
nander aufzuwiegeln. Das ist wirk-
lich eine sehr kritische Situation.«
Hakan Taş, innenpolitischer

Sprecher der Linksfraktion, sagte,
Drohungen gegen Kurden existier-
ten schon lange. Er forderte die Po-
lizei auf, in alle Richtungen zu er-
mitteln. Dass es kurdische Jugend-
liche gewesen sind, daran glaubt
auch er nicht: »Da hätten Kurden
schwer verletzt werden können – das
kann ich mir beim besten Willen
nicht vorstellen.« Möglicherweise
seien es auch türkische Nationalis-
ten gewesen. »Das ist eine Provoka-
tion, die den Freiheitskampf torpe-
dieren soll.«
HÎNBÛN ist ein Bildungs- und Be-

ratungszentrum für Frauen und ihre
Familien in Spandau, das sich be-
sonders an Kurdinnen richtet. Mit-
arbeiterin Sabine Knepel sagt über
die Atmosphäre zwischen Kurden
und Türken im Bezirk: »Es ist fried-
lich hier. Toi, toi, toi.«
Doch sie hat noch von einem an-

deren Anschlag gehört: Unbekann-
te hatten bereits in der Nacht zu
Sonntag auf einem Spielplatz an der
nahe gelegenen Lazarusstraße mit
einer Explosion ein Holzkletterge-
rüst und ein Spielhäuschen zer-
stört. Auch hier ermittelt das Lan-
deskriminalamt. Die Polizei vermu-
tet jedoch, dass es keinen Zusam-
menhang gibt. Aber: »Man wird das
prüfen.«

»Das ist wirklich eine
sehr kritische
Situation.«
Mehtap Erol, Ko-Chefin
HDK/HDP Berlin
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Weg mit dem
Lohnunterschied

Es ist eine himmelschreiende Un-
gerechtigkeit: Bis zu 40 Prozent
betragen die Gehaltsunterschiede
zwischen Beschäftigten der teil-
privatisierten Charité-Tochter
CFM und deren Mutterkonzern.
Das für Linke wichtige Prinzip,
gleiches Geld für gleiche Arbeit,
ist hier außer Kraft gesetzt. Die
Linkspartei und der Senat insge-
samt haben bei diesem Thema
aber vor allem deshalb eine
Bringschuld, weil Beschäftigte –
mit massiven Lohnkürzungen –
2006 unter Rot-Rot in die CFM
ausgelagert worden waren.
Richtig ist, diesen Fehler bei

der nächsten sich bietenden Ge-
legenheit zu korrigieren: Ab dem
1. Januar 2019 wird die CFM
wieder eine hundertprozentige
Tochter der Charité sein. Das ist
gut so. Rot-Rot-Grün hält damit
ein Versprechen des Koalitions-
vertrages ein. Dass die ebenfalls
in Aussicht gestellte Anpassung
an den Tarifvertrag für den Öf-
fentlichen Dienst (TVÖD) nun
wohl vom Finanzsenator Matthias
Kollatz-Ahnen (SPD) infrage ge-
stellt wird, verwundert. Denn
niemand, nicht einmal die Be-
schäftigten der CFM selbst, er-
warten eine Angleichung von
heute auf morgen. Wichtig sind
ihnen aber schrittweise Verbesse-
rungen.
Ein Abrücken von der Lohnan-

gleichung wäre fatal und hätte
negative Folgen, wie die Verunsi-
cherung nach Bekanntwerden der
Aussage des Senators bei Be-
schäftigten und Gewerkschaften
zeigt.

Martin Kröger
über die nötigen
Anpassungen bei
der CFM
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